
 
Änderung des Bundesgesetzes über das Bundesgericht – Erweiterung der Kognition bei Beschwerden in Strafsachen 
 
Synopse 
 

Geltendes Recht Vorentwurf 

Bundesgerichtsgesetz 
 

Art. 97 Abs. 2 

2 Richtet sich die Beschwerde gegen einen Entscheid über die Zusprechung oder Verweigerung von 
Geldleistungen der Militär- oder Unfallversicherung, so kann jede unrichtige oder unvollständige 
Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts gerügt werden. 
 

 
Art. 105 Abs. 3 

3 Richtet sich die Beschwerde gegen einen Entscheid über die Zusprechung oder Verweigerung von 
Geldleistungen der Militär- oder Unfallversicherung, so ist das Bundesgericht nicht an die 
Sachverhaltsfeststellung der Vorinstanz gebunden. 

 

Art. 97 Abs. 2 

2 Richtet sich die Beschwerde gegen einen Entscheid über die Zusprechung oder Verweigerung von 
Geldleistungen der Militär- oder Unfallversicherung oder gegen einen Entscheid einer Strafkammer 
des Bundesstrafgerichts, so kann jede unrichtige oder unvollständige Feststellung des 
rechtserheblichen Sachverhalts gerügt werden. 

 
Art. 105 Abs. 3 

3 Richtet sich die Beschwerde gegen einen Entscheid über die Zusprechung oder Verweigerung von 
Geldleistungen der Militär- oder Unfallversicherung oder gegen einen Entscheid einer Strafkammer 
des Bundesstrafgerichts, so ist das Bundesgericht nicht an die Sachverhaltsfeststellung der Vorinstanz 
gebunden. 

 


